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Regierungs- und Verwaltungs- 
organisationsgesetz RVOG

Das RVOG stellt die rechtliche Grundlage für den Bundesrat und 
die Bundesverwaltung dar. Es regelt Aufgaben und Zuständigkei-
ten in der Rechtsetzung, bei völkerrechtlichen Verträgen, der Be-
hördeninformation, der Genehmigung kantonaler Erlasse, der 
Planung oder der ausserparlamentarischen Kommissionen. Das 
Gesetz normiert Verfahren, Entscheidformen und die Organisa-
tion des Bundesrates. Es enthält zentrale Bestimmungen über die 
Aufgaben, den Bestand, die Organisation und die Führung der 
Bundesverwaltung. Das RVOG ist in der Praxis von Bundesrat und 
Bundesverwaltung sowie den parlamentarischen Kontrollkom-
missionen von grosser Bedeutung und Vorbild für vergleichbare 
ausländische und kantonale Gesetze. Seit der ersten Auflage des 
Kommentars hat das Gesetz mehrere bedeutende Änderungen 
erfahren. Die Kommentierung beinhaltet zahlreiche Hinweise auf 
die Praxis, legt die Entstehungsgeschichte dar und wird durch 
eingehende Literatur- und Materialienangaben ergänzt.
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Schweizerische Vereinigung für Verwaltungsorganisationsrecht SVVOR

Die SVVOR wurde im Oktober 2005 unter Beteiligung von Vertretern der Schweize-
rischen Universitäten, der Verwaltungen von Bund, Kantonen und Gemeinden sowie 
der Gerichte gegründet. Im Zentrum der Vereinstätigkeit steht die Mitwirkung an 
der Entwicklung des Verwaltungsorganisationsrechts, des öffentlichen Dienstrechts 
und des Rechts der Staats- und Beamtenhaftung.

Die SVVOR fördert die Zusammenarbeit aller Interessierter am öffentlichen Or-
ganisationsrecht, erleichtert den Informationsaustausch und stellt insbesondere ein 
Forum für Fachdiskussionen zur Ausbildung und zur Förderung der Wissenschaft zur 
Verfügung. Die SVVOR organisiert jährlich eine wissenschaftliche Tagung und gibt 
ein Jahrbuch heraus.

Mitgliedschaft bei der Schweizerischen Vereinigung für Verwaltungsorganisations-
recht SVVOR

Das RVOG stellt die rechtliche Grundlage für den Bundesrat und die 
Bundesverwaltung dar. Es regelt Aufgaben und Zuständigkeiten in der 
Rechtsetzung, bei völkerrechtlichen Verträgen, der Behördeninformation,
der Genehmigung kantonaler Erlasse, der Planung oder der 
ausserparlamentarischen Kommissionen. Das Gesetz normiert Verfahren, 
Entscheidformen und die Organisation des Bundesrates. Es enthält zentrale 
Bestimmungen über die Aufgaben, den Bestand, die Organisation und die 
Führung der Bundesverwaltung. Das RVOG ist in der Praxis von Bundesrat und
Bundesverwaltung sowie den parlamentarischen Kontrollkommissionen
von grosser Bedeutung und Vorbild für vergleichbare ausländische und kantonale 
Gesetze. Seit der ersten Auflage des Kommentars hat das Gesetz mehrere 
bedeutende Änderungen erfahren. Die Kommentierung beinhaltet zahlreiche 
Hinweise auf die Praxis, legt die Entstehungsgeschichte dar und wird durch
eingehende Literatur- und Materialienangaben ergänzt.
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Vorwort zur zweiten Auflage 

1986 erschien im Stämpfli Verlag AG eine kurze Kommentierung des damaligen 
Verwaltungsorganisationsgesetzes (VwOG) durch Dr. Christian Furrer. 2007 
wurde mit dem «Kommentar RVOG» das Regierungs- und Verwaltungsorganisa-
tionsrecht des Bundes mit den zugehörigen organisationsrechtlichen Ausfüh-
rungsbestimmungen wissenschaftlich erschlossen. Seit der ersten Auflage des 
«Kommentars RVOG» ist das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz 
verschiedentlich geändert worden. Die wichtigsten Änderungen werden seit 2007 
in den Jahrbüchern der Schweizerischen Vereinigung für Verwaltungsorganisati-
onsrecht (SVVOR) dargestellt und kommentiert. Trotz dieses jährlichen Nach-
vollzuges sind eine vollständig überarbeitete Neuauflage des «Kommentars 
RVOG» und eine aktuelle Gesamtdarstellung des Regierungs- und Verwaltungs-
organisationsrechts notwendig geworden. Die Neuauflage übernimmt die Darstel-
lung der Kommentierung der ersten Auflage. Der Stand der wissenschaftlichen 
Bearbeitung bezieht sich auf Ende Jahr 2021.  
Das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsrecht des Bundes ist nicht ab-
schliessend im RVOG und seinen Ausführungserlassen geregelt. Gewisse Aspek-
te sind in der Bundesverfassung und auch in anderen Bundesgesetzen enthalten. 
Die Kommentierung folgt zwar dem systematischen Aufbau des RVOG, enthält 
aber zahlreiche Ausführungen zum Verfassungsrecht und zu anderen Erlassen des 
Bundes, ohne die eine Darlegung des Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
rechts unvollständig wäre.  
Noch vor zehn Jahren galt das Organisationsrecht als Gebiet, in dem auf eine 
hohe Regelungsdichte nach Möglichkeit verzichtet wurde, weil man den Hand-
lungs- und Ermessensbereich des Bundesrates nicht übermässig einschränken 
wollte. Seither hat die Regelungsdichte allerdings auch im Organisationsrecht 
deutlich zugenommen.  
Wesentlichen Anteil an der Weiterentwicklung des Organisationsrechts haben die 
Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) der Eidg. Räte, die aufgrund von Feststel-
lungen Vorschläge für Gesetzesanpassungen und Empfehlungen für die Praxis 
formulierten. Als herausragend zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang na-
mentlich der Bericht der GPK von National- und Ständerat «Die Behörden unter 
dem Druck der Finanzkrise und der Herausgabe von UBS-Kundendaten an die 
USA» vom 30. Mai 2010 (BBl 2011 3099 ff.), der Bericht der GPK des Ständerates 
«Verhalten der Bundesbehörden in der diplomatischen Krise zwischen der Schweiz 
und Libyen» vom 3. Dezember 2010 (BBl 2011 4215 ff.) und der Bericht der Fi-
nanz- und Geschäftsprüfungskommissionen von National- und Ständerat «Informa-
tikprojekt INSIEME der Eidg. Steuerverwaltung» vom 21. November 2014 (BBl 
2015 6377 ff.). Diese Berichte haben zu Anpassungen des RVOG – etwa hinsicht-
lich der Form der Zusammenarbeit im Bundesratskollegium, der Aufgaben und 
Funktionen der bundesrätlichen Ausschüsse, der Rolle des Bundespräsidiums, der 
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Aufgaben der Bundeskanzlei – und zu Präzisierungen in der Regierungs- und Ver-
waltungspraxis – etwa hinsichtlich der Führung der Departemente oder der Aufga-
ben der Generalsekretariate der Departemente – geführt. Sie werden in der Neuauf-
lage des «Kommentars RVOG» mehrfach zitiert.  
Auch die Staatspolitischen Kommissionen (SPK) der Eidg. Räte haben im Zu-
sammenhang mit parlamentsrechtlichen Anliegen zu wichtigen Änderungen im 
RVOG beigetragen – etwa im Bereich der Zuständigkeiten bei völkerrechtlichen 
Verträgen – oder Änderungen des ParlG vorgeschlagen, die für Bundesrat und 
Bundesverwaltung von erheblicher Bedeutung sind, wie bspw. im Bereich der 
parlamentarischen Kontrolle (Oberaufsicht) oder der parlamentarischen Mitwir-
kung bei der Festsetzung der strategischen Ziele für die verselbständigten Einhei-
ten des Bundes.  
Der Bundesrat hat namentlich mit der Zusatzbotschaft zur Regierungsreform vom 
13. Oktober 2010 (BBl 2010 7811 ff.) Reformvorschläge zur Stärkung des Bun-
desrates als Regierungsorgan unterbreitet, die zu mehreren Anpassungen des 
RVOG geführt haben.  
Bedeutsame Änderungen betrafen auch die Regierungs- und Verwaltungsorgani-
sationsverordnung (RVOV) als wichtigster Ausführungserlass zum RVOG wie 
bspw. die Regelung des Bestandes der Bundesverwaltung und die ausführenden 
Bestimmungen zu den ausserparlamentarischen Kommissionen. Zu erwähnen ist 
schliesslich der Erlass einer Organisationsverordnung für den Bundesrat.  
Der Regelungsgegenstand des RVOG ist von einer grossen Breite. Das Gesetz 
beinhaltet zum einen das Organisationsrecht des Bundesrates. Darunter fallen die 
nähere Umschreibung der Regierungsobliegenheiten und Zuständigkeiten, 
Grundsätze der Führungs- und Organisationskompetenz, Informationsgrundsätze, 
Organisation der Sitzungen, Verfahren der Beschlussfassung, Organisation des 
Bundesrates (Stellvertretung, Ausschüsse), Aufgaben und Funktionen des Bun-
despräsidiums sowie weitere Einzelfragen (Besteuerung, Unvereinbarkeiten, 
Amts- und Wohnort der Mitglieder des Bundesrates). Zum andern enthält das 
RVOG auch das Organisationsrecht der Bundesverwaltung. Dabei geht es um 
Aufbau, Gliederung, Organisation und Bestand der Bundesverwaltung, Regelung 
der Führungs- und Entscheidzuständigkeiten auf Verwaltungsebene, Aufgaben 
und Organisation der Bundeskanzlei, Bezeichnung der Ämter als die tragenden 
Einheiten der Bundesverwaltung, Regelung der Aufgaben der Generalsekretariate 
der Departemente, Regelung von Planungs- und Koordinationsaufgaben und einer 
departements- resp. amtsüberbreifenden Zusammenarbeit sowie der entsprechen-
den Verfahren, Regelung der Milizverwaltung (ausserparlamentarische Kommis-
sionen) und des Beizugs Externer sowie Fragen der Besteuerung von ausgelager-
ten Verwaltungseinheiten.  
Das RVOG und seine Ausführungserlasse sind in der Praxis von Bundesrat und 
Bundesverwaltung von grosser Bedeutung. Die Einhaltung ihrer Vorgaben ge-
währleistet organisationsrechtlich korrekte Verfahren, Prozesse und Beschlüsse. 
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Entsprechend dienen das RVOG und seine Ausführungserlasse auch den Kon-
trollkommissionen der Eidg. Räte bei der Ausübung ihrer Aufgaben.  
Die Kommentierung der einzelnen Bestimmungen enthält eine Darlegung der 
Entstehungsgeschichte und wird ergänzt durch eingehende Literatur- und Materi-
alienverzeichnisse (Verhandlungen der eidg. Räte, Kommissionsverhandlungen, 
Dokumentationen). Auf diese Weise wird das Regierungs- und Verwaltungsorga-
nisationsrecht des Bundes wissenschaftlich erschlossen und systematisch darge-
stellt.  
Dem Verlag Stämpfli AG danke ich für die die Bereitschaft zur Herausgabe einer 
Neuauflage des «Kommentars RVOG» und für die angenehme Zusammenarbeit. 
Mehrere Mitarbeitende der Bundesverwaltung haben mir im Laufe der Überarbei-
tungsarbeiten wichtige Hinweise und Anregungen gegeben. Ihnen sei dafür herz-
lich gedankt.  

Bern, 2022 Dr. Thomas Sägesser 
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Historische Entwicklung des Organisationsrechts auf Bundesebene 
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Eine kurze Darlegung der historischen Entwicklung 

des Organisationsrechts auf Bundesebene 
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Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend Organisation und Geschäftsgang 

des Bundesrates vom 4. Juni 1894, BBl 1894 II 766; Botschaft des Bundesrates an die Bundesver-

sammlung betreffend die Organisation der Bundesverwaltung vom 13. März 1913, BBl 1913 II 1; 

Bericht Hongler, S. 7–12, 105–109; Bericht Huber, S. 1–4; Botschaft VwOG, S. 1454–1463; 

Botschaft über die Neugliederung der Bundesverwaltung vom 24. Februar 1982, BBl 1982 I 1165; 

Botschaft über die Teilrevision des Verwaltungsorganisationsgesetzes (Staatssekretäre, General-

sekretäre, Kompetenzdelegationen) vom 17. September 1990, BBl 1990 III 645.  

Rechtsgrundlagen 

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 12. September 1848; Bundesge-

setz über die Organisation und den Geschäftsgang des Bundesrathes vom 16. Mai 1849 (BBl 

1849 II 151); Bundesbeschluss über die Organisation und den Geschäftsgang des Bundesrathes 

vom 21. Augustmonat 1878 (AS 3 480); Beschluss des Bundesrathes betreffend die Organisati-

on seiner Departemente vom 8. Juli 1887 (AS 10 104); Bundesbeschluss betreffend Abänderung 

des Bundesbeschlusses vom 21. August 1878 über die Organisation und den Geschäftsgang des 

Bundesrates vom 28. Juni 1895 (AS 15 188); Bundesgesetz über die Organisation der Bundes-

verwaltung (BVerwOG) vom 26. März 1914 (BS 1 261); VwOG; GVG.  
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I. Bundesverfassung von 1848 und Gesetz von 1849 

 Im Bericht der Revisionskommission von 1848 wird die Organisation 

der Bundesbehörden als eine der Hauptfragen bezeichnet, die durch die Schwei-

zerische Bundesverfassung zu regeln waren (Bericht der Revisionskommission, 

S. 43). Die Redaktionskommission schlug die Schaffung eines Bundesrates als 

oberste vollziehende Gewalt der Eidgenossenschaft vor. Er hätte aus fünf Mit-

gliedern bestanden und wäre von der Bundesversamlung für eine Amtsdauer von 

jeweils drei Jahren gewählt worden. Dem Bundesrat sollte die Wahl der Beamten 

und Angestellten der eidgenössischen Verwaltung und die Besorgung des eidge-

nössischen Militärwesens sowie der anderen dem Bund übertragenen Verwal-

tungszweige zustehen.  

Die Verwaltung sollte in Departemente resp. Direktionen gegliedert sein, wobei 

die Verteilung der Geschäfte auf die Departemente durch die Gesetzgebung zu 

geschehen hatte. Zur Unterstützung des Bundesrates war die Bundeskanzlei vor-

gesehen, der ein Kanzler vorstehen sollte, der sowohl im Bundesrat als auch in 

der Bundesversammlung die Kanzleigeschäfte zu besorgen hatte.  

Zu Diskussionen in der Redaktionskommission gab die Frage Anlass, ob der 

Bundespräsident wie die weiteren Mitglieder des Bundesrates von der Bundes-

versammlung oder durch Volkswahl zu bestimmen sei. Eine Mehrheit der Redak-

tionskommission sprach sich für die Wahl durch das Parlament aus. Verworfen 

wurde auch die Möglichkeit, dass der Bundesrat den Präsidenten aus seinen Rei-

hen bestimmt (S. 65 ff.). Die Bestimmung der Sitze der Bundesbehörden sollte 

durch die Gesetzgebung erfolgen (S. 76).  

Die BV von 1848 bezeichnete den Bundesrat als oberste vollziehende und leiten-

de Behörde der Eidgenossenschaft, welche aus sieben Mitgliedern besteht und die 

von der Bundesversammung auf eine Amtsdauer von drei Jahren gewählt werden 

(Art. 83 und 84 BV 1848). Im damaligen Verfassungsrecht finden sich Bestim-

mungen über den Zeitpunkt der Wahl des Bundesrates (nach jeder Gesamterneue-

rung des Nationalrates; Art. 84 Abs. 2 BV 1848), die Besetzung von Vakanzen 

(Art. 84 Abs. 3 BV 1848), ein Verbot von Nebenbeschäftigungen (Art. 85 BV 

1848), die Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten des Bundesrates durch 

die Bundesversammlung aus den Mitgliedern des Bundesrates für eine Amtsdauer 

von einem Jahr mit Ausschluss der Wiederwahl in dasselbe Amt (Art. 86 BV 

1848), ein Verhandlungsquorum im Bundesrat (Art. 88 BV 1848) sowie das An-

tragsrecht in National- und Ständerat (Art. 89 BV 1848). In Art. 90 BV 1848 

werden die Befugnisse und Obliegenheiten des Bundesrates einzeln aufgelistet. 

Dabei wurde dem Bundesrat neben der Verwaltung der Finanzen auch die Auf-

sicht über die eidgenössische Verwaltung übertragen.  

Die Geschäfte des Bundesrates sollen nach Departementen unter die einzelnen 

Mitglieder verteilt werden, was jedoch einzig den Zweck hatte, «die Prüfung und 

Besorgung der Geschäfte zu fördern; der jeweilige Entscheid geht von dem Bun-
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desrathe als Behörde aus» (Art. 91 BV 1848). Die bis heute bestehende Departe-

mentalstruktur der Bundesverwaltung und das ebenfalls bis heute geltende Kolle-

gialprinzip waren bereits im damaligen Verfassungsrecht angelegt. Die Bundes-

kanzlei wurde als ein ständiges Organ des Bundes eingerichtet und mit der Be-

sorgung der Kanzleigeschäfte für Bundesrat und Bundesversammlung betraut. 

Die Wahl des Kanzlers erfolgte gleichzeitig mit den Mitgliedern des Bundesrates 

durch die Bundesversammlung. Organisatorisch unterstand die Bundeskanzlei 

einer «besonderen Aufsicht des Bundesrathes». Ihre nähere Organisation erfolgte 

durch die Bundesgesetzgebung (Art. 93 BV 1848).  

Die Verfassung von 1848 ging davon aus, dass die nähere Ausgestaltung der 

Organisation der Bundesverwaltung durch die Gesetzgebung zu erfolgen hatte. 

Die Organisation des Bundesrates und der Bundesverwaltung wurde in der Folge 

durch das Bundesgesetz über die Organisation und den Geschäftsgang des Bun-

desrates vom 16. Mai 1849 geregelt. Bereits dieser erste Organisationserlass auf 

Bundesebene war als Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwal-

tung ausgestaltet. Dieser Regelungsgrundsatz, der bis heute beibehalten worden 

ist, bringt die Funktion des Bundesrates als Regierungsorgan und zugleich als 

oberste die Verwaltung leitende Behörde zum Ausdruck.  

Der erste Abschnitt über die Organisation des Bundesrates enthielt u.a. Bestim-

mungen über die Zusammensetzung, den Wohnort, Ausschlussgründe aufgrund 

der Verwandtschaft, und ein Verbot nebenamtlicher Tätigkeiten. In einem zwei-

ten Abschnitt wurden die allgemeinen Befugnisse des Bundesrates sowie die 

Funktion des Bundespräsidenten und die Verhandlungen des Bundesrates gere-

gelt. Der dritte Abschnitt regelte die Verteilung der Geschäfte auf die sieben 

Departemente, womit die Geschäftsverteilung nicht in der Zuständigkeit des 

Bundesrates lag, sondern gesetzlich normiert war. Geregelt wurden ferner die 

Bundeskanzlei und ihre Aufgaben. Zwar stand die Bundeskanzlei unter der Lei-

tung des Bundeskanzlers, doch war sie als Behörde organisatorisch dem Depar-

tement des Innern zugewiesen, dem die Überwachung über die Bundeskanzlei 

zustand (Art. 24 Abs. 2 i.V.m. Art. 35). Das Organisationsgesetz von 1849 wurde 

1860 und 1873 teilrevidiert, indem zuerst das Bauwesen vom Post- zum Innende-

partement verschoben und danach ein Eisenbahn- und Handelsdepartement ge-

schaffen sowie das Zollwesen zum Finanzdepartement gewiesen wurden (BBl 

1878 II 944).  

II. Bundesbeschlüsse von 1878 und von 1887 

 Revisionsvorschläge mit dem Ziel der Entlastung des Bundesrates wur-

den bereits früh erwogen, so die Möglichkeit zur Delegation von Entscheidkom-

petenzen an die Departemente, die Verbindung des Bundespräsidiums mit einem 

bestimmten Departement (dem sog. politischen Departement, heute EDA), die 

Übertragung der Departementsführung auf Verwaltungsdirektoren, die Ernen-

nung von Unterstaatssekretären oder die Erhöhung der Anzahl Bundesratsmit-
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glieder (BBl 1975 I 1455). Dennoch behielt die BV von 1874 Organisation und 

Stellung des Bundesrates grundsätzlich bei (BBl 1975 I 1454), weshalb Revisi-

onsanliegen ohne Verfassungsänderung lediglich im Rahmen der geltenden ver-

fassungsrechtlichen Bestimmungen auf tieferer Regelungsstufe umgesetzt werden 

konnten. Damit blieben Anliegen wie eine Änderung in der Zahl der Bundesrats-

mitglieder von vorneherein ausgeschlossen. 

Mit Botschaft vom 14. Mai 1878 unterbreitete der Bundesrat einen Bundesbe-

schluss über die Änderung des Organisationsgesetzes von 1849. Im Zusammen-

hang mit dem Zuwachs der Bundesaufgaben wurden vor allem dem Innendepar-

tement zusätzliche Obliegenheiten übertragen. Der Bundesrat kam zum Schluss, 

dass die Verteilung der Geschäfte auf die einzelnen Departemente ungleich war 

und wieder «so gleichmässig und rationell wie möglich» (BBl 1878 II 947) zu 

erfolgen hatte. Verschiedene Bereiche des Innendepartements sollten daher auf 

das damalige Handels- und Landwirthschaftsdepartement sowie auf das Eisen-

bahn- und Postdepartement verteilt wurden. Ferner sollte der Bundesrat durch die 

Möglichkeit zur Delegation von Entscheiden auf die Departemente entlastet wer-

den, weil «sämmtliche Stunden des Tages nicht hinreichen, die Aufgaben zu 

erfüllen, die dem Bundesrathe» zufallen (BBl 1878 II 949). Die bereits geübte 

Praxis sollte daher gesetzlich ausdrücklich verankert werden.  

Der Bundesrat vertrat bereits damals die Auffassung, es sei «der Exekutive zu 

überlassen, sich selbst nach bestem Ermessen zu organisiren, und also nicht ein 

Gesez darüber zu erlassen, sondern sich mit einem Reglemente zu behelfen, wel-

ches die Vollziehungsbehörde nach Bedürfniss abändern könnte.» (BBl 1878 II 

948). Er unterbreitete daher der Bundesversammlung seine Änderungsänträge 

zum Organisationsgesetz nicht in Gesetzesform, sondern als nicht dem Referen-

dum unterstehenden Bundesbeschluss (vgl. Art. 2 und 3 des Beschlussentwurfes, 

BBl 1878 II 962). Die den einzelnen Departementen unterstehenden Geschäftsbe-

reiche wurden jedoch weiterhin durch die Gesetzgebung zugewiesen (vgl. Art. 23 

ff. des Entwurfs, BBl 1878 II 956 ff.). Allerdings beschloss die Bundesversamm-

lung einen Art. 30, wonach der Bundesrat ausnahmsweise bezüglich einzelner 

Geschäfte oder Geschäftszweige der Departemente Abweichungen von der Zu-

weisung der Geschäfte auf die Departemente beschliessen konnte. Die Bundes-

versammlung musste darüber lediglich informiert werden (BBl 1887 II 136). Zur 

Wahrung seiner Organisationshoheit über die Bundesverwaltung wurde der Bun-

desrat ermächtigt, gegebenenfalls von gesetzlichen Organisationsbestimmungen 

abweichen zu können. Dieser Grundsatz findet sich auch im geltenden Recht 

wieder (Art. 8 Abs. 1 Satz 2 RVOG).  

Mit Bericht von 1887 informierte der Bundesrat die Bundesversammlung über 

organisationsrechtliche Änderungen, die vorderhand nur versuchsweise umge-

setzt werden sollten (BBl 1887 II 136). Namentlich sah der Bundesrat davon ab, 

dass der jeweilige Bundespräsident zwingend das politische Departement (heute 

EDA) übernehmen musste. Künftig behielt der Bundespräsident sein Departe-

ment, wodurch häufige Departementswechsel vermieden werden sollten. Der 
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Bundesrat befasste sich in diesem Zusammenhang auch mit der Frage, «ob nicht 

ein zeitweilig eintretender Wechsel der Departementsvorsteher als obligatorisch 

zu erklären sei» (BBl 1887 II 140), verzichtete aber auf entsprechende Massnah-

men, da es zur Zeit nur um einen Versuch gehe. Vom Bericht des Bundesrates 

nahm die Bundesversammlung mit Beschluss vom 9. Juni 1887 Kenntnis. Mit 

Bundesbeschluss von 1895 wurde die Reorganisation von der Bundesversamm-

lung gutgeheissen. 

III. Bundesgesetz über die Organisation der Bundesverwaltung 

(BVerOG) von 1914 

 Am 13. März 1913 unterbreitete der Bundesrat die Botschaft zu einer 

umfassenden Revision des Verwaltungsorganisationsrechts des Bundes und den 

Entwurf zu einem Bundesgesetz über die Organisation der Bundesverwaltung 

(BVerwOG; BBl 1913 II 47 ff.). Das Organisationsgesetz von 1849 war mit den 

beiden Bundesbeschlüssen von 1887 und von 1895 bereits aufgehoben worden 

(BBl 1913 II 17). In der Botschaft wurde zuerst begründet, weshalb das damalige 

politische Departement zu einem «ständigen» Departement werden und nicht 

mehr jährlich dem neuen Bundespräsidenten unterstellt sein solle. Das wurde zum 

Anlass genommen, um sich mit den Aufgaben des Bundespräsidiums zu befassen 

und die Geschäftsbereiche der Departemente zu überprüfen sowie teilweise neu 

zuzuweisen. Die Geschäftskreise der Departemente sollten neu umschrieben und 

der Bundesrat mittels Ausdehnung der Delegationsmöglichkeit an Departemente 

entlastet werden. Abgelehnt wurde eine Erhöhung der Anzahl der Mitglieder des 

Bundesrates (FURRER, Bundesrat, S. 19, Rz. 3). 

Der Gesetzesentwurf sah in einem ersten Kapitel allgemeine Bestimmungen über 

den Bundesrat vor. Geregelt wurden der Amtssitz, die Gründe für familiäre Un-

vereinbarkeiten, der Ausschluss von Nebenbeschäftigungen sowie die Verhand-

lung und Beschlussfassung des Bundesrates. Ein zweites Kapitel regelte die 

Funktionen des Bundespräsidiums und unterstellte die Bundeskanzlei dem Bun-

despräsidenten, womit eine Präsidialabteilung geschaffen wurde. Das dritte Kapi-

tel regelte die Departemente und verankerte in diesem Zusammenhang das Depar-

tementalprinzip (Art. 19 Abs. 1). Das Weisungsrecht des Departementsvorstehers 

gegenüber den unterstellten Abteilungsleitern wurde ebenfalls gesetzlich geregelt 

(Art. 36). Die Verteilung der Geschäfte auf die einzelnen Departemente erfolgte 

im Gesetz selber (Art. 25 ff.), wobei die Bezeichnungen der unterstellten Verwal-

tungseinheiten uneinheitlich blieben (Abteilung, Bundesamt, Direktion, Verwal-

tung, Bureau). 
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Beispiele für Abteilung:  

– Politisches Departement: Politische Abteilung, Handelsabteilung. 

– Departement des Innern: Abteilung für Wasserwirtschaft. 

– Justiz- und Polizeidepartement: Justizabteilung, Bundespolizeiabteilung. 

– Volkswirtschaftdepartement: Abteilung für Industrie und Gewerbe; Abteilung für Land-

wirtschaft. 

– Post- und Eisenbahndepartement: Eisenbahnabteilung. 

Beispiele für Amt:  

– Departement des Innern: Abteilung für Kultur, Wissenschaft und Kunst.  

– Justiz- und Polizeidepartement: Grundbuchamt. 

– Finanz- und Zolldepartement: Amt für Mass und Gewicht, Amt für Gold- und Silberwa-

ren. 

– Volkswirtschaftdepartement: Bundesamt für Sozialversicherung; Gesundheitsamt; Vete-

rinäramt.  

Andere Bezeichnungen:  

– Departement des Innern: Oberbauinspektorat, Direktion der eidg. Bauten; Eidg. Inspekti-

on für Forstwesen, Jagd und Fischerei. 

– Justiz- und Polizeidepartement: Bundesanwaltschaft. 

– Finanz- und Zolldepartement: Finanzverwaltung; Alkoholverwaltung; Statistisches Bu-

reau. 

– Post- und Eisenbahndepartement: Postverwaltung. 

Die eidgenössischen Räte stimmten dem Gesetzesentwurf ohne grosse Änderun-

gen am 26. März 1914 zu (Referendumsvorlage in BBl 1914 II 811). Das Gesetz 

wurde vom Bundesrat auf den 1. Januar 1915 in Kraft gesetzt (BS 1 261). 

IV. Die Berichte Hongler und Huber 

 In den 1960er- bis Mitte der 1970er-Jahre wurden mehrere parlamentari-

sche Vorstösse eingereicht, die sich mit der Entlastung und der Zusammenset-

zung des Bundesrates sowie mit Fragen der Führung, der Aufsicht und der Orga-

nisation über die Bundesverwaltung befassten (vgl. die einzelnen Vorstösse in 

BBl 1975 I 1456 f.). Am 9. Juli 1965 beschloss der Bundesrat zur Prüfung der 

durch die parlamentarischen Vorstösse aufgeworfenen Fragen über die Organisa-

tion und Arbeitsweise des Bundesrates eine Expertenkommission unter dem Vor-

sitz von Dr. OTTO HONGLER, Direktor der damaligen Zentralstelle für Organisati-

onsfragen der Bundesverwaltung, einzusetzen. Die Expertenkommission hatte zu 

prüfen, wie der Bundesrat von Verwaltungsaufgaben entlastet und in der Wahr-

nehmung seiner Regierungsobliegenheiten unterstützt werden kann. Dabei waren 

auch institutionelle Fragen wie eine Aufwertung der Bundeskanzlei, der Ausbau 

der Generalsekretariate oder der Beizug von Beratern zu untersuchen.  

Die Ergebnisse wurden durch einen Expertenbericht im November 1967 abge-

schlossen (sog. Bericht HONGLER). Der Bericht empfahl eine Neuordnung der 

Kompetenzverteilung. Geschäfte untergeordneter Natur sollten nicht mehr durch 
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